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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Ritzel, Marx, Schmitt- 
Vockenhausen, Frau Beyer (Frankfurt), Reitz, Leber und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Tierschutzgesetzes 

— Drucksache 1539 — 


A. Bericht des Abgeordneten Knobloch 


I. 

Der vorliegende Gesetzentwurf wurde am 27. Ja- 
nuar 1960 an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten federführend und an den 
Außenhandelsausschuß mitberatend überwiesen. Am 
11. März 1960 kamen als weitere mitberatende Aus- 
schüsse noch hinzu der Rechtsausschuß und der Aus- 
schuß für Inneres. 

In der Sitzung des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Anfang März 1961 
wurde die Bundesregierung beauftragt, nachste- 
hende Vorschläge zu prüfen, entsprechende Ver- 
handlungen zu führen und dem Ausschuß in Kürze 
über die Ergebnisse zu berichten. Die Vorschläge 
des Ausschusses waren folgende: 

1. Mit Frankreich und anderen EWG-Mitgliiedstaa- 
ten Verhandlungen aufzunehmen mit dem Ziel, 
den Import von Pferdefleisch dn diesen Ländern 
anstelle von lebenden Pferden zu erredchen; 

2. zu prüfen, inwieweit im Rahmen der EWG ein- 
heitliche Tierschutzbestimmungen, insbesondere 
beim Schlachten und Transport von lebenden 
Tiieren, vereinbart werden können; 

3. zu prüfen, daß die in der Bundesrepublik zwangs- 
läufig zur Schlachtung bestimmten Pferde ruicht 
lebend exportiert, sondern hier geschlachtet wer- 
den und das Fleisch in geeigneter Form den Ent- 
wicklungsländern im Rahmen der Entwicklungs- 
hilfe zur Bekämpfung des Hungers in der Welt 
zur Verfügung gestellt wird. 


In der Sitzung des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Anfang Juni 1961 be- 
richtete das Bunde sernährungsminiisterium wie folgt: 

Zu 1. 

Mit Frankreich, dem Hauptimportland von 
Schlachtpferden, und Italien sind über die genannten 
Fragen Verhandlungen geführt worden, die folgen- 
des Ergebnis hatten: 

a) Frankreich 

Grundsätzlich bevorzugt der französische Pferde- 
metzger, einer alten Tradition folgend, lebeoide 
Tiere, die möglichst kurzfristig vor dem Verziehr zur 
Schlachtung kommeai. Bei Erörterung der Frage des 
Schlachtenjs ist zu berücksichtigen, daß der fran- 
zösische Pferdemetzger die Tiere unter Beachtung 
bestimmter Regeln zerlegt. Würde man darauf be- 
stehen wollen, nur geschlachtete Pferde zur Aus- 
fuhr zuzulassen, müßten die deutschen Metzger sich 
mit den Vorschriften vertraut machen, die für di'e 
Schlachtung (in Frankreich gelten. 

Die Erhaltung der Pferdefleischqualität in Frank- 
reich hängt davon ab, ob auch in Zukunft, wie bis- 
her, lebende Tiere verwertet werden können oder 
nicht. Nur unter der Voraussetzung, daß an dem 
Versand lebender Tiere festgehalten wird, können 
die verhältnismäßig hohen Preise für Schlachtpferde 
gehalten werden, zumal die Einfuhr von Pferde- 
fleisch höhere Kosten verursachen würde als die 
lebender Tiere. 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hoger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache 2869 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Außerdem dst die Einfuhr von Pferdefleisch der 
Festsetzung von Mindestpreisen unterworfen. 

Wollte die Bundesrepublik einen größeren Teil 
der bisherigen Lebendviehlieferungen in Lieferun- 
gen geschlachteter Tiere umwandeln, so müßte mit 
einem starken Widerstand des französischen Land- 
wirtschaftsministeriums gerechnet werden. 

Außerdem ist die Frage der Lieferungen von 1 
Pferdefleisch anstelle von lebenden Pferden anläß- | 
lieh der Sitzung des deutsch-französischen Regie- | 
rungsausschusses am 25. /26. April 1961 behandelt 
worden. Der Vertreter Frankreichs hat erklärt, daß 
Frankreich nicht auf die Einfuhr von lebenden Pfer- 
den verzichten kann, die liberaliis'iert und zollfrei 
ist. 

b) Italien 

Die Einfuhr von Pferdefleisch nach Italien ist aus 
veterinär-hygienischen Gründen untersagt. Nach 
einer Auskunft des italienischen Gesundheitsmiini- 
steriums — Veterinärabteilung — werden die Ita- 
liener auch kaum auf die Einfuhr van lebenden 
Schlachtpferden zu Gunsten der Einfuhr von Pferde- 
fleisch verzichten. 

Zu 2. 

Nach einem Zwiischenbescheid der EWG-Kom- 
mission, Untergruppe „Lebendvieh'' erscheint es 
fraglich, ob Vorschriften, die den Tierschutz beim 
Schlachten von Tieren betreffen, harmonisiert wer- 
den können, da es sich hier kaum um Probleme 
handelt, die einer Wirtschaftsgemeinschaft wie der 
EWG obliegen. Was den Tierschutz beim Transport 
von Schlachttieren anbelangt, könnte ein gewisser 
Zusammenhang mit sanitären oder hygienischen 
Fragen der Transporte gegeben sein. 

Es muß danach bezweifelt werden, ob im Rahmen 
der Harmonisierungsvorhaben und auf der Grund- 
lage der festgelegten Prioritäten für den Ablauf der 
Harmorrisierung jetzt oder in naher Zukunft gerade 
dieses Problem von der EWG-Kommission auf- 
gegriffen werden kann. 

Zu 3. 

Die Vollversammlung der Vereinten Nationen 
hat am 27. Oktober 1960 einstimmig beschlossen, 
durch die Mitglieder der Vereiinten Nationen und 
deren Sonderorganisationen Länder, in denen noch 
Hunger herrscht, durch Maßnahmen der Entwick- 
lungshilfe zu unterstützen. Insbesondere sollen zur 
Linderung des Hungers in diesen Gebieten land- 
wirtschaftliche Uberschußgüter bereitgestellt wer- | 
den. Die FAO wurde beauftragt, hierfür unverzüg- ! 
lieh Vorschläge auszuarbeiten und diese im Juni | 
1961 dem Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten 
Nationen vorzulegen. Die Bundesregierung ist be- 
reit, durch Lieferungen von Lebensmitteln sich an 
dieser politisch wichtigen Aktion zu beteiligen. Der 
Entwicklung saus schuß hat deshalb in seiner Gesamt- 
planung einen Vormerkposten von 100 Millionen 
DM aufgenommen. Die Bundesrepublik hat sich be- 
reits an Lieferungen von Nahrungsmitteln (z. B. 


Magermilchpulver und Trockenfisch) zur Bekäm- 
pfung des Hungers in Entwicklungsländern betei- 
ligt. Es bleibt abzuwarten, ob Pferdeflieiisch-Koniser- 
ven von den betreffenden Ländern angefordert wer- 
den. Es muß hierzu jedoch bemerkt werden, daß der 
Verzehr von Pferdefleisch in den afrikanischen Län- 
dern niemals zu den Gewohnheiten der Bievöl- 
kerung gehört hat und sie sich auch in Hungerz eiten 
kaum daran gewöhnen würde. 

Bei den Beratungen im Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten gab das Bundesernäh- 
rungsministerium weiterhin dem Ausschuß das in 
den Anlagen 1 bis 4 beigefügte Zahlenmaterial be- 
kannt. 

11. 

Die mitbeteiligten Ausschüsse nahmen wie folgt 
zu dem Gesetzentwurf Stellung: 

Der Ausschuß für Inneres empfahl, den Gesetz- 
entwurf anzunehmen, aber § 3 a wie folgt zu fassen: 

.§ 3 a 

Der Bundesminister des Innern kann für Reit- 

und Rennpferde, sowie für Zuchthengste und 

Zuchtstuten Ausnahmen zulassen." 

Der Außenhandelsausschuß lehnte den Entwurf ab 
und stellte zur handelspolitischen Seite fest, daß 
keine Gewähr gegeben sei, daß Pferde-Gefrierfleisch 
ins Ausland exportiert werden könne und daß zu- 
dem ein Ausweichen des Importlandes auf mehrere 
andere Länder möglich sei. Der entsprechend dem 
gehobenen Lebensstandard der breiten Verbraucher- 
schichten eingetretene Rückgang im Verzehr von 
Pferdefleisch ließe ein größeres Angebot im Inland 
nicht zu. 

Der Rechts aus schuß erhob rechtspoLi tische Be- 
denken, da durch den Wortlaut des vorgeschlagenen 
§ 3 a des Tierschutzgesetzes nicht das erfaßt würde, 
was die Antragsteller mit ihrem Antrag bezweckten, 
der Wortlaut vielmehr weit über die Absicht der 
Antragsteller hinausgehe. Ferner wurden rechts- 
systematische Bedenken gegen die Einfügung eines 
§ 3 a erhoben, da der § 3 des Tiers chutzgesetz es bis- 
her noch nicht in Kraft getreten sei (§ 15 des Tier- 
schutzgesetzes). Gegen die Strafandrohung in § 9 
Abs. 2 wurden ebenfalls Bedenken erhoben, da es 
sich hier um eine außenhandeispolitische Maßnahme 
handelt, bei der regelmäßig der subjektive Tat- 
bestand fehle und daher nur als Ordnungswidrigkeit 
aufgenommen werden dürfte. 


III. 

Bei der Bieschlußfassung über den vorliegenden 
Gesetzentwurf wurde zunächst ein Antrag des Ab- 
geordneten Bading mit Mehrheit abgelehnt, der vor- 
sah, dn § 3 a nur die Ausfuhr von Schlachtpferden 
zu verbieten. Anschließend lehnte der Ausschuß mit 
Mehrheit den Gesetzentwurf als Ganzes ab. Die 
Gründe, die für die Mehrheit des Ausschusses zur 
Ablehnung des Gesetzentwurfs maßgebend waren, 
waren vor allem folgende: 
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1. Diie Transportbedingungen auf der Bundesbahn 
sind durch die seit L Mai 1961 in Kraft getre- 
tenen neuen Beförderungsvorsdiriften von Pfer- 
den in zufriedenstellender Weise geregelt wor- 
den. 

2. Ein Verbot des Exportes von Schlachtpferden 

würde nicht den Transitverkehr durch die Bun- I 
desrepublik berühren, da hierüber langfristige i 
internationale Abmachungen bestehen. Der 
Transit von Sdilachtpf erden ist aber etwa dop- j 
pelt so groß wie der Export (1960 betrugen die j 
Zahlen für den Export 44 637 und für den Transit 
80 715). i 

3. Das Hauptaufnahmeland von Schlachtpferden ist | 
Frankreich (1960 = 32 042). Von dort liegen über 
die Behandlung und Schlachtung der Pferde keine 
Beanstandungen vor. Nach Italien, woher vor 
allem die Beanstandungen besonders wegen der 
dort gehandhabten Betäubung durch Kopfschlag 
stammen, wird ein geringerer Anteil der Schlacht- 
pferde aus der Bundesrepublik exportiert (1960 
gleich 4007). 

■ 

4. Außerdem hat das Auswärtige Amt über die in 
Italien angewandte Betäubungsart eine Mittei- 
lung der italienischen Botschaft bekanntgegeben, 
wonach durch ein Dekret der für Mailand zustän- 
digen Veterinärbehörde vom 4. Februar 1961 die 
Verwendung von Schlaghämmern zur Tötung 
von Schlachtpferden mit Wirkung vom 4. Mai 
1961 verboten ist. In den anderen italienischen 
Provinzen wird diese Tötungsart nicht mehr an- 
gewendet. 


5. Die Hauptimportländer Frankreich und Italien 
lehnen die Einfuhr von Pferdefleisch an Stelle 
von lebenden Schlachtpferden ab. Es erscheint 
auch sehr fraglich, ob wegen der anderen 
Verbrauchsgewohnheiten Pferdefieischkonserven 
von Entwicklungsländern im Rahmen der Ent- 
wicklungshilfe abgenommen werden. 

6. Eine Steigerung des Pferdefleischkonsums (1960 
= 21 147 Tonnen Gesamtschlachtmenge) in der 
Bundesrepublik wird wegen der bestehenden 
Verbrauchsgewohnheiten bei den derzeitigen 
wirtschaftlichen Verhältnissen nicht für möglich 
gehalten. Das bei einem Exportverbot zu erwar- 
tende erhöhte Angebot für Inlandschlachtungen 
würde zu einem Druck auf die Pferdepreise füh- 
ren, da diese sich zur Zeit nach den Schlacht- 
pferdepreisen regulieren. Bei fehlendem Schlacht- 
pferdeexport würden die Pferdepreise weiter sin- 
ken und der Fohlenbestand, der jetzt schon kaum 
ausreiche, um den Ergänzungsbedarf zu decken, 
würde weiter zurückgehen. Es sollte aber dafür 
Sorge getragen werden, daß der Nachwuchs so 
groß dst, daß man einen Bestand von 300 000 bis 
400 000 Pferden ergänzen könne. 

IV. 

Bei Ablehnung des Gesetzentwurfs beschloß der 
Ausschuß auf Anregung von Abgeordneten Struve, 
©ine Entschließung zu fassen, deren Text in Nr. 2 
des Aus schuß antrages ersichtlich ist. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
dem Antrag des Ausschusses auf Ablehnung des 
Gesetzes zuzustimmen. 


Bonn, den 19. Juli 1961 


Knobloch 


Berichterstatter 
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Anlage 1 


Die Entwicklung des Pferdebestandes in der 
Bundesrepublik *) 


Jahr 

Zahl in 1000 Stück 

1947 

1 577 

1956 

1 025 

1957 

967 

1958 

907 

1959 

814 

I960**) 

710 


Quelle; Statistisches Bundesamt 


•) Die Angaben von 1947 bis 1958 sind ohne das Saarland 
und Berlin, von 1959 und I960 ohne Berlin. 

**) vorläufiges Ergebnis 


Anlage 2 


Ausfuhr von Pferden in den Jahren 1950 bis 1960 


Jahr 

Schlachtpferde 

Nutzpferde 

Zuchtpferde 

1950 

18 912 

1 458 


1951 

24 476 

1 667 


1952 

24 580 

2 358 


1953 

20 915 

2 279 


1954 

11 453 

4 731 

75 

1955 

8 425 

i 3 760 

71 

1956 

17 766 

5 677 

119 

1957 

12 928 

3 574 

■ 71 

1958 

20 416 

I 4 683 

101 

1959 

46 156 

! 6 346 

131 

1960 

44 637 

! 9 140 

99 


In den Jahren 1950 bis 1953 wurden Zucht- und Nutz- 
pferde zusammen ausgewiesen. 
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Anlage 3 


Übersicht über Pferdetransporte und Pferdeschlach- 
tungen 

1. Transitverkehr von Pferden (Bundesbahn) im 
Jahre 1960 

nach Belgien 25 301 

nach den Niederlanden 27 452 

nach Frankreich 17 300 

nach Italien 9 102 

nach der Schweiz 1 537 

nach Dänemark 23 

80 715 


II. Pferdeexporte aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land 




Sdilacht- 

pferde 

Nutz- und 
Zucht- 
pferde 

nach 

Belgien . . . 

. 2 106 

91 

nach 

den Niederlanden 

. 4 374 

180 

nach 

Frankreich . . 

. 31 843 

31 

nach 

Italien .... 

. 5 135 

5 046 

nach 

der Schweiz . 

. 2 626 

689 

nach 

Dänemark . . 

72 

180 


zusammen . . 

. 46 156 

6217 

nach 

Belgien .... 

. 1 862 

— 

nach 

den Niederlanden 

. 4 225 

161 

nach 

Frankreich . . 

. 32 042 

76 

nach 

Italien .... 

. 4 007 

7 728 

nach 

der Schweiz . . 

. 2 501 

759 

nach 

sonstigen Ländern 

— 

515 


zusammen . . 

. 44 637 

9 239 


III. Pferdeschlachtungen inländischer Herkunft in 
der Bundesrepublik Deutschland (nach: Agrar- 
statistische Arbeitsunterlagen 1960/61 des Sta- 
tistischen Bundesamtes): 



1958 

1959 

1960 

1961 

(Januar 

bis 

April) 

Zahl . . 

. 66 216 

76 492 

76 273 

21 917 

Gesamt- 
schi acht- 
menge (t) 

. 17 949 

20 847 

21 147 



IV. Zahlen der in die Bundesrepublik verbrachten 
Schlachtpferde 

1958 — 

1959 1563 

1960 6995 

1961 (Januar bis 934 (Vergleichszahl für 

Februar) das Vorjahr: 219) 
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Anlage 4 


Verluste bei Schlachtpferdetransporten 

(Das Zahlenmaterial ist Berichten und Aussagen amtlicher Stellen entnommen) 


Lfd. 

Nr. 

Berichtende Stelle 

Zeitraum 

Zahl der 
Transport- 
pferde 

Zahl der 1 

fodesfälle 

in 

V. H. von 
Spalte 4 

Bemerkungen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1 

Bayerisches Staats- 
ministerium des Innern 

1958 

600 

1 

1 

0,17 


2 

Bayerisches Staats- 
minjisterium des Innern 

1959 

1 165 

2 

0,17 


3 

Schweizerischer 

Grenztierarzt 

1959 

1 329 

4 

0,2 

4 Notschlachtungen 
in Basel 

4 

Landwirtschafts- 

ministerium 

Nordrhein-Westfalen 

1. Oktober 1959 
bis 

31. Januar 1960 

8 099 

5 

0,06 

davon 4 Not- 
schlachtungen 

5 

Landwirtschafts- 

ministerium 

Schleswig-Holstein 

1959 

2 500 

4 

0,16 


6 

Landwirtschafts- 

minitsterium 

Schleswig-Holstein 

1959 

26 641 

3 

0,01 

Tranisitverkehr 
aus Dänemark 

7 

Regierungs- 
und Veterinärrat 
in Rosenheim 

3 Jahre 

ca. 6 000 

6 

0,1 


8 

Hauptverwaltung 
Deutsche Bundesbahn 

1 Jahr 

35 325 

10 

0,03 

Bahnbezirk Trier, 
davon 2 Kolik und 

7 Notschlachtungen 

9 

Italienischer 
Grenztierarzt 
in Franzenfeste 

1 Jahr 

10 000 

i 

5 

0,05 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1539 — abzu- 

lehnien, 

2. folgenden Entschiiießungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. bei der für notwendig gehaltenen Überarbei- 
tung des TierschutzgesetzerS besondere Be- 
stimmungen für den Schutz der Tiere bei dem 
Transport mit der Eisenbahn und miit Last- 
kraftwagen vorzusehen und dabei für wirk- 
same Maßnahmen dm Sinne eines vernünfti- 
gen Tierschutzes Sorge zu tragen; 

2. die Deutsche Bundesbahn zu beauftragen, 
eine gleiche Regelung, wie sie seit dem 1. Mai 
1961 in der Bundesrepublik besteht, mit den 
anderen europäischen Eisenbahnverwaltun- 
gen herbeizuführen, damit für den Transit- 
verkehr bei Pferdetransporten durch die Bun- 
desrepublik einheitliche Voraussetzungen ge- 
schaffen werden." 


Bonn, den 16. Juni 1961 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Knobloch 

Berichterstatter 



